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Friedensethik in Kriegszeiten
KIRCHEN Die Evangelische Kirche in Deutschland streitet über Pazifismus, Völkerrecht und Waffengewalt

D
ie Theologin Margot Käß-
mann ist eine populäre
Stimme der evangeli-
schen Kirche. 2010 wurde
sie als damalige Ratsvor-
sitzende der Evangeli-

schen Kirche in Deutschland (EKD) mit
dem Satz „Nichts ist gut in Afghanistan“
bekannt, mit dem sie den internationalen
Militäreinsatz am Hindukusch kritisierte.
Seit jeher setzt sich Käßmann, die sich
selbst als Pazifistin bezeichnet, für Gewalt-
losigkeit ein. Das wurde jüngst wieder
deutlich, als sie eine der Erstunterzeichne-
rinnen des „Manifestes für den Frieden“
war. Das Manifest, geschrieben von der
„Emma“-Herausgeberin Alice Schwarzer
und der Linken-Politikerin
Sahra Wagenknecht, fordert
das Ende westlicher Waf-
fenlieferungen an die
Ukraine und vorbehaltslose
Verhandlungen zur Lösung
des völkerrechtswidrigen
russischen Angriffskriegs.

Umstrittenes Manifest
Trotz heftiger Kritik an
dem Manifest und ihren
Autorinnen verteidigte Käß-
mann ihre Unterschrift un-
ter der Petition, die auf der
Online-Plattform change.org mittlerweile
mehr als eine halbe Million Menschen un-
terzeichnet haben. In einem Gastbeitrag
für die „Frankfurter Rundschau“ schrieb
Käßmann wenige Tage nach Veröffentli-
chung des Manifests, der Pazifismus kenne
andere Narrative als die militaristischen. Es
gehe um Mediation, Diplomatie, gewalt-
freie Konfliktbewältigung und zivilen Wi-
derstand. Kurzfristige Lösungen, den An-
griffskrieg auf die Ukraine zu beenden, ha-
be die Friedensbewegung zwar nicht,
räumte sie ein, aber die Bellizisten und
Waffenlobbyisten hätten sie auch nicht.

Widerspruch Der Ruf nach vorbehaltslosen
Verhandlungen mit dem Aggressor, dem
russischen Präsidenten Wladimir Putin,
stößt nicht nur bei Politikern und Sicher-
heitsexperten auf scharfe Kritik, auch inner-
halb der evangelischen Kirche gibt es Wider-
spruch. In der Wochenzeitung „Die Zeit“ er-
schien am 23. Februar ein Streitgespräch
zwischen Käßmann und der Theologin Pe-
tra Bahr, die Mitglied im Deutschen Ethik-
rat ist. Bahr sprach von einem „Manifest der
Unterwerfung“. Die zynische Pointe des Pa-
piers bestehe darin, dass sich alles um deut-
sche Befindlichkeiten drehe, wie etwa die
deutsche Angst vor einem Atomkrieg.
Bahr spricht sich für Waffenlieferungen aus,
die „im Angesicht des Bösen Schlimmeres
verhindern“ sollen. Dem idealistischen Pa-
zifismus Käßmanns erteilt Bahr, die Regio-
nalbischöfin für Hannover ist, eine klare

Absage: Pazifismus als Haltung gegenüber
selbst erlebter Gewalt finde sie zwar beein-
druckend, diese Haltung könne aber nicht
jemand anderem auferlegt werden.

Kirchenstreit In beiden Positionen wird
das Dilemma deutlich, in dem die EKD der-
zeit steckt. Seit dem russischen Überfall auf
die Ukraine am 24. Februar 2022 streitet die
EKD über eine gemeinsame Position in der
Frage der Waffenlieferungen, die in ihrer
Zuspitzung zum Kristallisationspunkt der
erneuten Debatte über die Ethik von Krieg
und Frieden geworden ist. Während die
heutige EKD-Ratsvorsitzende Annette Kurs-
chus das Selbstverteidigungsrecht der Ukrai-
ne betont und deswegen Waffenlieferungen

zur Unterstützung der
Ukraine als legitim ansieht,
stellte sich der EKD-Frie-
densbeauftragte Friedrich
Kramer ähnlich wie Käß-
mann von Anfang an gegen
Waffenlieferungen.

Denkschrift Beide Parteien
beziehen sich auf die bis-
lang jüngste umfassende
Publikation der EKD zum
Thema Frieden, die Denk-
schrift aus dem Jahr 2007:
„Aus Gottes Frieden leben

– für gerechten Frieden sorgen“. Doch weil
die Denkschrift angesichts des Krieges in
der Ukraine stellenweise keine befriedigen-
den Antworten bietet und eindeutige Posi-
tionierungen nicht ermöglicht, soll in ei-
nem breiten Konsultationsprozess bis 2025
geklärt werden, ob die Friedensdenkschrift
teilweise revidiert, ergänzt oder gänzlich
neu gefasst werden soll. Im Januar traf sich
das Gremium, das den Prozess koordinie-
ren soll, erstmals in Berlin. Angedacht ist
ein mehrstufiges Verfahren, das in einen
Grundlagentext münden soll.

Gerechter Frieden Die Denkschrift etab-
lierte das Leitbild des „gerechten Friedens“,
das seither als Kernstück protestantischer
Friedensethik gilt. Die Denkschrift stellte
klar, dass zur Wahrung und Wiederherstel-
lung des Rechts unter Umständen auch der
Einsatz militärischer Gewalt ethisch legiti-
mierbar ist. Grundsätzlich dürfen demnach
militärische Mittel nur als Ultima Ratio
eingesetzt werden, Vorrang haben stets
friedliche Mittel der Konfliktbewältigung.
Diese Sicht hat der Initiator der Denk-
schrift, der damalige EKD-Ratsvorsitzende
Wolfgang Huber, einmal als „Verantwor-
tungspazifismus“ bezeichnet. In der Mög-
lichkeit der Gewaltanwendung als Ultima
Ratio unterscheidet sich diese Haltung von
einem radikalen christlichen Pazifismus,
der per Definition jede Gewaltanwendung
mit Verweis auf die Gewaltlosigkeit Jesu ka-
tegorisch ablehnt.

Einigkeit besteht darin, dass das oberste
Ziel die Sicherung und Wiederherstellung
des „gerechten Friedens“ sein muss. Ge-
rechter Friede bedeutet dabei nicht nur die
Abwesenheit von Krieg, sondern die Wie-
derherstellung von Recht und Gerechtig-
keit im Sinne der Menschenrechte und des
Völkerrechts.

Gewaltverbot Frieden ist in vielen Reli-
gionen, auch im Christentum, ein zentra-
les Ideal, der Einsatz für Frieden ist eine
Glaubensauffassung für Christinnen und
Christen. Diese Ansicht hat sich jedoch
umfassend erst nach dem Zweiten Welt-
krieg im deutschen Protestantismus durch-
gesetzt. In der Nachkriegszeit wurde die
kirchliche Lehre vom „gerechten Krieg“,
wonach Krieg unter gewissen Bedingungen
gerechtfertigt ist, final auf dem Müllhaufen
der Geschichte entsorgt.
Die evangelische Kirche schloss sich dem
Gewaltverbot in der Charta der Vereinten
Nationen an, nachdem deutsche Protestan-
ten im Ersten und Zweiten Weltkrieg die
preußischen beziehungsweise nationalso-
zialistischen Machthaber im Krieg unter-
stützt hatten. Doch der russische Angriffs-
krieg stellt die Friedensethik, wie sie in der
Denkschrift von 2007 zum Ausdruck
kommt, in zwei wesentlichen Punkten in-
frage: im Fokus auf das Völkerrecht und
der Einstellung zu Atomwaffen.

Friedensethik Nach Ansicht des Wiener
Theologieprofessors Ulrich Körtner muss
sich die evangelische Friedensethik stärker
an den geopolitischen Realitäten ausrich-
ten. Die Denkschrift habe die Macht des
Völkerrechts überschätzt. Der russische An-
griff auf die Ukraine zeige, dass das Völker-
recht nur dann funktioniere, wenn es von
allen Staaten anerkannt werde.
Als wesentlichen Kritikpunkt nennt Kört-
ner, dass die Denkschrift die Frage nicht
beantworte, was geschehe, wenn das Völ-
kerrecht nicht durchsetzbar ist. Die Sprach-
regelung der Denkschrift, allenfalls von
rechtserhaltender Gewalt im Rahmen von
UN-Mandaten zu sprechen, habe zu einsei-
tig auf die Vereinten Nationen gesetzt und
die realpolitischen Schwächen des Völker-
rechts nicht genügend bedacht.
Das hat auch die amtierende EKD-Ratsvor-
sitzende und oberste Repräsentantin der gut
19,7 Millionen deutschen Protestanten er-
kannt. In einem Gastbeitrag für die „Frank-
furter Allgemeine Zeitung“ im Juni 2022 re-
sümierte Annette Kurschus, rückblickend
müsse man feststellen, dass die Besonderhei-
ten des Völkerrechts gerade mit Blick auf die
Rechtsdurchsetzung in der Denkschrift
„nicht ausreichend berücksichtigt“ seien.
Ebenso problematisch wie das Vertrauen in
die Macht des Völkerrechts ist nach Ansicht
Körtners die ungeklärte Haltung zur ato-
maren Abschreckung, die als unerlässliches

Verteidigungsprinzip der Nato für die Si-
cherheit des Westens garantiert.

Atomwaffen Mit der Frage nach dem
Prinzip atomarer Abschreckung ist eine seit
den 1950er Jahren schwelende Diskussion
innerhalb des Protestantismus berührt, die
1959 in die Heidelberger Thesen mündete.
Der Physiker und Friedensforscher Carl
Friedrich von Weizsäcker, maßgeblicher
Autor der Thesen, fand damals eine kom-
plementäre Formel, die bis zur Wende Be-
stand hatte: Die Grundhaltungen fanden
Ausdruck in These 7: „Die Kirche muss den
Waffenverzicht als eine christliche Hand-
lungsweise anerkennen“ und These 8: „Die
Kirche muss auch die Beteiligung an dem
Versuch, durch das Dasein von Atomwaf-
fen einen Frieden in Freiheit zu sichern, als

eine heute noch mögliche christliche
Handlungsweise anerkennen.“
Vom Prinzip des unbedingten Nein, aber
des bedingten Ja zur atomaren Abschre-
ckung wandte sich die Friedensdenkschrift
2007 vollständig ab. Die Drohung mit Nu-
klearwaffen könnte „heute nicht mehr als
Mittel legitimer Selbstverteidigung“ be-
trachtet werden. Es bleibe aber umstritten,
welche politischen und strategischen Fol-
gerungen aus dieser gemeinsam getragenen
friedensethischen Einsicht zu ziehen seien,
heißt es in dem Dokument.
So stehen die radikalpazifistische Haltung
und die der Verantwortungspazifisten
gleichgewichtet und unverbunden neben-
einander. Das sei ein Rückschritt hinter frü-
here friedensethische Denkschriften, kriti-
siert der Theologe Körtner.

Auf der Tagung des evangelischen Kirchen-
parlaments 2019 in Dresden beschloss die
Synode eine Friedenskundgebung, die die
Forderung an die Bundesregierung enthält,
dem Atomwaffenverbotsvertrag beizutre-
ten. Weil dies auch die Mitgliedschaft im
Nato-Verteidigungsbündnis berührt hätte,
wurde auf Druck der früheren FDP-Bun-
desministerin und damaligen Präses der
Synode, Irmgard Schwaetzer, ein Passus
eingefügt, wonach dafür Gespräche mit
den Bündnispartnern nötig seien. Aus Sicht
Körtners reicht das nicht. Er meint, die
evangelische Friedensethik müsse dringend
auf den Prüfstand. Franziska Hein T
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Aktivisten haben vor der russischen Botschaft in Berlin einen im Krieg zerstörten Panzer platziert als Protest gegen den völkerrechtswidrigen Angriff Russlands auf die Ukraine. Friedensverhandlungen zwischen beiden Staaten sind auch ein Jahr nach Beginn des Krieges
unwahrscheinlich. Pazifisten stehen vor dem Dilemma, der Ukraine helfen zu wollen, aber Waffengewalt eigentlich abzulehnen. © picture-alliance/SZ Photo/Rolf Zöllner

Schuld und Sühne
UKRAINE Die Verfolgung russischer Kriegsverbrechen stößt auf Hindernisse

Wie können russische Kriegsverbrechen in
der Ukraine gesühnt werden? Die Diskussi-
on über diese Frage gewinnt ein Jahr nach
Beginn des Angriffskrieges an Brisanz. In
seiner jüngsten Videoansprache forderte
der ukrainische Präsident Wolodymyr Se-
lenskyj erneut eine strafrechtliche Aufar-
beitung auf internationaler Ebene. Zuvor
hatte er in Kiew mit Chefankläger Karim
Khan vom Internationalen Strafgerichtshof
in Den Haag IStGH über das Thema ge-
sprochen. Das Problem: Zwar ermittelt das
Gericht bereits zu mutmaßlich russischen
Kriegsverbrechen in der Ukraine. Doch
darf es wegen des Verbrechens der „Aggres-
sion“ nicht gegen Moskau vorgehen, da es
laut Römischem Statut nur Fälle behan-
deln kann, in denen Kläger und Beklagte
Mitglied des Gerichtshofs sind oder ein
Fall vom Sicherheitsrat der Vereinten Na-
tionen überwiesen wird. Weder Russland
noch die Ukraine gehören aber dem Ge-
richtshof an – und Russland würde als
ständiges Mitglied mit Vetorecht im UN-Si-
cherheitsrat eine Überweisung an das Ge-
richt wohl blockieren.

Folgenreiche Lücke Vor diesem Hinter-
grund hatte sich die EU-Kommission Mitte
Januar für die Einrichtung einer internatio-
nalen Strafverfolgungsbehörde ausgespro-
chen – einen Weg, für den auch die
CDU/CSU-Fraktion seit Monaten wirbt.
Vergangene Woche legte sie dem Bundestag
einen Antrag (20/4311) zur Einrichtung ei-
nes Sondertribunals innerhalb der Europäi-
schen Union vor. Die Union sei nicht be-
reit, die Lücke im Statut des Internationa-
len Strafgerichtshofes hinzunehmen „und
den Ukrainern zu erklären, dass das Urver-

brechen des Angriffskrieges ungesühnt blei-
ben muss und das Völkerrecht gegenüber
Putin und seinen Ministern und seinen Ge-
nerälen machtlos bleibt“, erklärte Günter
Krings (CDU).
Doch ein Sondertribunal auf europäischer
Ebene ist rechtlich und politisch umstritten
– sowohl in der EU als auch im Bundestag,
und so wiesen die übrigen Fraktionen den
Vorstoß geschlossen zurück. Für eine rechts-
sichere Lösung brauche es „viele Bündnis-
partnerinnen und Bündnispartner, nicht
nur in Europa, sondern in der ganzen
Welt“, erklärte Michael Roth (SPD). Ulrich
Lechte (FDP) ergänzte, es reiche nicht, nur
einseitig ein Sondertribunal zu fordern.

„Wir müssen gleichzeitig auch alles in un-
serer Macht Stehende tun, um den Interna-
tionalen Strafgerichtshof zu stärken“, da-
mit nicht für jeden Krieg ein eigenes Son-
dertribunal gebraucht werde.
Boris Mijatovicÿ (Bündnis 90/Die Grünen)
wies daraufhin, dass auch Außenministerin
Annalena Baerbock (Grüne) für eine zwei-
gleisige Strategie, Sondertribunal plus
IStGH-Reform, werbe. Nur so werde „eine
echte Auseinandersetzung mit dem Globa-
len Süden über die Zukunft im Kampf ge-
gen das Aggressionsverbrechen“ ermög-
licht.
Susanne Hennig-Wellsow (Die Linke) ap-
pellierte an die Bundesregierung, allein auf
eine Erweiterung des Römischen Statuts zu
setzen. Ein Sondertribunal würde den Vor-
wurf des Ausnahmerechts bekräftigen und
der Legitimation der internationalen Straf-
justiz schaden.
Für einen „Verhandlungsfrieden“ sprach
sich hingegen Stefan Keuter (AfD) aus. Auf
dessen Grundlage sollte eine Aufarbeitung
erfolgen – „von beiden Seiten, wie die be-
teiligten Seiten es wollen“. Auch die Ukrai-
ne habe Kriegsverbrechen begangen.
In einer öffentlichen Anhörung des Aus-
wärtigen Ausschusses hatten sich Anfang
Februar bereits zahlreiche Sachverständige
für eine Reform des Römischen Statuts aus-
gesprochen. Ein internationales Sondertri-
bunal nannte unter anderem Christian
Walter von der Ludwig-Maximilians-Uni-
versität München „nur die zweitbeste Lö-
sung“. Letztlich wären beide Optionen mit
erheblichen Unsicherheiten hinsichtlich
der Mehrheiten auf globaler Ebene verbun-
den. Eine schnelle Lösung scheint somit
nicht in Sicht. Johanna Metz T

Was
passiert,
wenn das
Völkerrecht

nicht
durchsetzbar

ist?

Der Internationale Strafgerichtshof kann
bisher nicht gegen Russland vorgehen.
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